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Erstes Kapitel

Einführung

A. Einleitung

Die grenzüberschreitende Unternehmensmobilität ist eines der großen Themen 
unserer Zeit und rechtlich, wirtschaftlich sowie politisch von nicht zu unterschät-
zender Bedeutung.1 Grenzüberschreitende Umwandlungen stellen bedeutende Mo-
dalitäten der Ausübung der Niederlassungsfreiheit dar, die für die Verwirklichung 
des Binnenmarktes und die damit intendierte wirtschaftliche und politische In-
tegration der Mitgliedstaaten elementar sind.2 In diesem Sinne formulierte Klaus 
J. Hopt bereits im Jahre 2010 prägnant: „Corporate mobility is the very essence 
of the internal market. We should do everything to promote it for the sake of the 
entrepreneurial freedom as well as for the healthy effects of competition.“3

Eine voraussetzungslose grenzüberschreitende Unternehmensmobilität hat  
allerdings keinen wohlstandsfördernden Effekt, sondern setzt einen Liberalisie-
rungswettstreit zwischen Rechtsordnungen in Gang, der sich zu einer Abwärts-
spirale in Form eines race to the bottom verdichten kann.4 Dies dürfte seit den 
öffentlichen Diskussionen um die Luxemburg Leaks (2014), Panama Papers 
(2016), Paradise Papers (2017) und zuletzt um die Pandora Papers (2021) 
unstreitig sein, bei denen Briefkastenfirmen in Steueroasen zum Zwecke der 
Steuer-, Mitbestimmungs-, Aufsichtsvermeidung, Geldwäsche oder Ähnlichem 
eingesetzt wurden.5 Die genannten Themen bergen auch gesellschaftlich eine 
enorme Sprengkraft. Dementsprechend ist es nur verständlich, dass auf globaler,6  

	 1	Vgl. Behme, Rechtsformwahrende Sitzverlegung und Formwechsel von Gesellschaften 
über die Grenze, 2015, S. 1 sowie Drury, The Cambridge Law Journal, 1998, 165 („It is beyond 
dispute now that corporations have replaced states as the most important makers of waves in 
the world’s economy“).
	 2	Vgl. EuGH – Rs. C-646/15 (Trustees of Panayi), ECLI:EU:C:2017:682, Rn. 26; EuGH – 
Rs. C-411/03 (Sevic), ECLI:EU:C:2005:762, Rn. 19.
	 3	Hopt, in: Geens / Hopt, The European Company Law: Action Plan Revisited, 2010, S. 18.
	 4	Vgl. Kindler, NZG 2018, 1 ff.
	 5	Vgl. Stahlschmidt, StB 2021, Umschlagteil I; Teichmann, ZGR 2022, 376, 383.
	 6	Fast 140 Länder des inklusiven Rahmens der OECD / G20 gegen Gewinnverkürzung und 
Gewinnverlagerung haben sich am 8. Oktober 2021 auf eine Reform der internationalen Unter-
nehmensbesteuerung geeinigt, die als „zweite Säule“ eine Mindeststeuerkomponente enthält. 
Vgl. OECD / G20 Base Erosion and Profit Shifting Project, Statement on a Two-Pillar Solution 
to Address the Tax Challenges Arising from the Digitalisation of the Economy, Press Release 
of 8 October 2021 (www.bundesfinanzministerium.de​/​Content/​EN/​Downloads/​Taxation/​beps-​
statement.pdf​?​__blob=​publicationFile&​v=​5), zuletzt abgerufen am 01. 06. 2023.
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unionaler7 und nationaler8 Ebene versucht wird, solchen Gestaltungen entgegen-
zuwirken. 

In jüngster Zeit folgte im Bereich der grenzüberschreitenden Unternehmensmo-
bilität ein Meilenstein dem anderen. Zunächst legte der EuGH vor, indem er in der 
Poldbud-Entscheidung aus dem Jahr 2017 die isolierte Satzungssitzverlegung unter 
den Schutz der Niederlassungsfreiheit stellte9 und den primärrechtlichen Schutz 
der grenzüberschreitenden Unternehmensmobilität um die vorerst letzte wesent-
liche Mobilitätskomponente erweiterte. Es folgte der Unionsgesetzgeber, der mit 
der am 27. November 2019 erlassenen Richtlinie 2019/212110 die bestehenden se-
kundärrechtlichen Vorschriften über die grenzüberschreitende Verschmelzung der 
Richtlinie 2017/113211 novellierte und um Vorgaben für den grenzüberschreitenden 
Formwechsel und die grenzüberschreitende Spaltung ergänzte. Diese transponierte 
der deutsche Gesetzgeber mit dem am 1. März 2023 in Kraft getretenen Gesetz zur 
Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie12 in deutsches Recht. Der Anwendungsbe-
reich der Vorschriften ist jedoch auf Kapitalgesellschaften beschränkt. Personen-
gesellschaften werden sowohl vom Unions- als auch vom deutschen Gesetzgeber 
ausgeklammert.13 Ob und in welchem Umfang grenzüberschreitende Umwand-
lungen von Personengesellschaften de lege lata zulässig sind und unter welchen 
Voraussetzungen sie sich im Falle einer Zulässigkeit vollziehen, ist weitgehend 
ungeklärt.14 Dies kann angesichts des auch bei Personengesellschaften bestehen-
den nicht zu unterschätzenden Bedürfnisses nach grenzüberschreitender Unterneh-

	 7	Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf grenzüberschreitende Um-
wandlungen, Verschmelzungen und Spaltungen, COM(2018) 241 final, S. 3 f., 8, 39 f.
	 8	SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP haben im Koalitionsvertrag aus dem Jahre 2021 
vereinbart, dass sie eine missbräuchliche Umgehung der geltenden unternehmerischen Mitbe-
stimmung verhindern und gegen Steuerhinterziehung und missbräuchliche Steuervermeidung 
vorgehen wollen. Vgl. Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP, Mehr 
Fortschritt Wagen, 2021, S. 72, 166.
	 9	EuGH – Rs. C-106/16 (Polbud), ECLI:EU:C:2017:804.
	 10	Richtlinie (EU) 2019/2121 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 
2019 zur Änderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 in Bezug auf grenzüberschreitende Umwand-
lungen, Verschmelzungen und Spaltungen, sog. Umw-RL, ABl. 12. 12. 2019, Nr. L 321, 1 ff.
	 11	Richtlinie (EU) 2017/1132 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 
über bestimmte Aspekte des Gesellschaftsrechts, sog. GesR-RL, ABl. 30. 06. 2017, Nr. L 169, 
46 ff.
	 12	Gesetz zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie und zur Änderung weiterer Gesetze, 
sog. UmRUG, BGBl. 2023 I, Nr. 51.
	 13	Lediglich den persönlichen Anwendungsbereich der Vorschriften über die grenzüberschrei-
tende Verschmelzung hat der deutsche Gesetzgeber in einem nationalen Alleingang anlässlich 
des Brexits im Zuge des 4. UmwÄndG vom 19. Dezember 2018 auf deutsche Personenhandels-
gesellschaften als übernehmende oder neue Gesellschaften mit in der Regel nicht mehr als 500 
Arbeitnehmern erweitert. Siehe Sechstes Kapitel A. II. 2.
	 14	Dies konstatierten vor Inkrafttreten des MoPeG und UmRUG bereits Hornberger, Rechts-
formwahrende Sitzverlegung, Verschmelzungen und Formwechsel von Personengesellschaften 
innerhalb der EU, 2020, S. 17; von Thunen, in: BeckOGK, BGB, IntPersGR Rn. 113.
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mensmobilität nur verwundern. Einen Schritt in die richtige Richtung machte der 
deutsche Gesetzgeber im Rahmen des am 1. Januar 2024 in Kraft getretenen Geset-
zes zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts15, indem er das deutsche 
Personengesellschaftsrecht konsolidierte und an die Erfordernisse des modernen 
Wirtschaftslebens anpasste. Unter anderem soll es Personengesellschaften künf-
tig möglich sein, ihren effektiven Verwaltungssitz nach kapitalgesellschaftsrecht-
lichem Vorbild rechtsformwahrend ins Ausland zu verlegen.16 Voraussetzungen, 
Umfang und Auswirkungen der Änderungen sind jedoch noch weitgehend offen.

Hier setzt die vorliegende Untersuchung an. Die durch Umw-RL, UmRUG 
und MoPeG eingeführten Innovationen werden zum Anlass genommen, die neue 
Rechtslage einer kritischen Betrachtung zu unterziehen und die Perspektiven grenz-
überschreitender Sitzverlegungen von Personengesellschaften zu untersuchen. 

B. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes

In räumlicher Hinsicht ist der Untersuchungsgegenstand auf die grenzüber-
schreitende Sitzverlegung innerhalb der EU bzw. des EWR – also den räumlichen 
Anwendungsbereich der Niederlassungsfreiheit – beschränkt. Die Sitzverlegung 
unter Beteiligung von Drittstaaten sowie Staaten, mit denen bi- oder multilaterale 
völkerrechtliche Vereinbarungen in Bezug auf die gegenseitige Anerkennung von 
Gesellschaften bestehen, werden ausgeklammert.

In persönlicher Hinsicht liegt der Fokus auf der Sitzverlegung rechtsfähiger Per­
sonengesellschaften. Fragen betreffend Kapitalgesellschaften werden nur insoweit 
behandelt, wie sie sich generell und damit auch für Personengesellschaften stellen 
oder für das Verständnis der Sitzverlegung von Personengesellschaften relevant 
sind. Ausgeklammert wird auch die bloße Innengesellschaft – im Jargon des MoPeG  
„nicht rechtsfähige Gesellschaft“ im Sinne der §§ 705 Abs. 2 Var. 2, 740 ff. BGB. 
Innengesellschaften nehmen nach dem Willen der Gesellschafter nicht am Rechts-
verkehr teil, sondern dienen nur der Ausgestaltung ihres Rechtsverhältnisses unter-
einander. Sie sind damit kein Rechtssubjekt, sondern ein bloßes Schuldverhältnis 
und haben für die zu behandelnden grenzüberschreitenden Sitzverlegungen keine 
Relevanz.17 Zudem können sich nicht rechtsfähige Personengesellschaften – wie 
noch zu zeigen sein wird18 – nicht auf die Niederlassungsfreiheit berufen. Mangels 

	 15	Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts, sog. MoPeG, BGBl. 2021 I, 
Nr. 53, 3436 ff.
	 16	BT-Drucksache 19/27635, 126.
	 17	Eine nicht rechtsfähige Innengesellschaft kann keinen „Sitz“ haben. Konsequenterweise 
bezieht sich § 706 BGB ausweislich seines systematischen Standorts im zweiten Untertitel nur 
auf die rechtsfähige GbR. Vgl. zum Ganzen BT-Drucksache 19/27635, 125 f.; Wertenbruch, 
GmbHR 2021, 1, 4; vor Inkrafttreten des MoPeG bereits Gummert, in: Münch Hdb GesR I, 
§ 17 Rn. 13.
	 18	Siehe Viertes Kapitel C. I. 1. b).


